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Vorwort 

Ist es dem Gesetzgeber verfassungsrechtlich gestattet, von innerstaatlich rati-
fizierten völkerrechtlichen Verträgen einseitig abzuweichen? In einem Ge-
spräch mit einem steuerrechtlichen Kollegen des Verfassers im Sommer 2012 
stand diese Frage im Mittelpunkt. Anlass des Gesprächs war ein konkreter 
Normenkontrollantrag des Bundesfinanzhofs an das Bundesverfassungsge-
richt, der das Spannungsverhältnis zwischen Verfassungs- und Völkerrecht 
betraf. Gemeinsam haben wir versucht, das Problem zu umreißen und verfas-
sungs-, völker- und steuerrechtlich zu analysieren. Dabei hat sich gezeigt, 
dass die Vorlagefrage weit mehr Fragen aufwarf, als zunächst gedacht. Bei 
der Ausgangsfrage ist es nicht geblieben. 

Die gemeinsame Abhandlung in Die Öffentliche Verwaltung 2013 konnte 
platzbedingt nicht abschließend sein. Daher unternimmt die vorliegende Ana-
lyse den Versuch, das Verhältnis zwischen Verfassungsrecht, völkerrechtli-
chen Verträgen und der Bindung des Gesetzgebers an solche völkerrechtli-
chen Verträge möglichst umfassend zu untersuchen. Im Zentrum steht der 
erwähnte Vorlagebeschluss des Bundesfinanzhofs an das Bundesverfassungs-
gericht aus dem Januar 2012; darüber hinaus widmet sich die Untersuchung 
selbstverständlich auch grundsätzlicheren Fragen, für die der Vorlagebe-
schluss nur den Anlass bietet. 

Die Untersuchung weist anhand der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts nach, dass die Ansicht des Bundesfinanzhofs nicht haltbar ist. 
Relevanz hat die Vorlage des Bundesfinanzhofs an das Bundesverfassungsge-
richt auf drei Ebenen: Erstens auf der Ebene der unmittelbaren Streitentschei-
dung, zweitens auf steuerrechtlicher Ebene für vergleichbare „treaty-
overrides“ sowie schließlich auf der dahinterliegenden verfassungsrechtlichen 
Ebene für die Folgen eines völkerrechtswidrigen Vertragsgesetzes i. S. d. 
Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes. Es lohnt daher, die sich stellenden verfas-
sungsrechtlichen Fragestellungen einer genaueren Untersuchung zu unterzie-
hen. 

Die Ausführungen zu den Rechtsbindungen des Gesetzgebers hat der Ver-
fasser auf der 53. Assistententagung Öffentliches Recht „Rechtssetzung und 
Rechtskontrolle in der Demokratie“ in Bern gekürzt vorgetragen. Hier sind 
diese Ausführungen nunmehr erweitert enthalten. 
 



Vorwort!VIII 

Während selbstverständlich alle möglichen Fehler im Buch zu Lasten des 
Verfassers gehen, habe ich bei der Arbeit von zahlreichen Gesprächspartnern 
profitiert. Vor allem bei dem „Impulsgeber“, dem bereits angesprochenen 
steuerrechtlichen Kollegen Matthias Trinks (Mannheim, ehem. Frank-
furt/Oder), möchte ich mich sehr für die produktive Zusammenarbeit bedan-
ken. Frau Dr. Theresa Unger, Herrn Timo Costa und Herrn Rechtsanwalt 
Ramon Toossi (alle Berlin) danke ich herzlich für ihre offenen Ohren und die 
zahlreichen Diskussionen. Dass die beiden Nichtjuristen bereit waren, sich 
immer wieder von Art. 25 und 59 GG sowie den Stichworten „Dualismus“ 
und „Normenhierarchie“ quälen zu lassen, hat mir geholfen, die Argumentati-
on zu schärfen. Ebenso bedanke ich mich bei den RWlern für die fruchtbrin-
gende Diskussion auf unserer Arbeitskreissitzung in Freiburg 2012 und Herrn 
Ass. iur. Manuel Brunner (Hannover) für das Feedback. Frau Jana Wenzel 
und den beiden studentischen Hilfskräften am Lehrstuhl, Herrn cand. iur. Se-
bastian Forst und Herrn cand. iur. Simon Gauseweg danke ich für ihre wert-
volle Hilfe bei der Fertigstellung des Buches. Meinem Chef, Herrn Professor 
Dr. Wolff Heintschel von Heinegg, danke ich für den wissenschaftlichen Frei-
raum an seinem Lehrstuhl, in dessen Rahmen diese Abhandlung erst entste-
hen konnte. Dem Verlag Mohr Siebeck, vor allem Frau Dominika Zgolik und 
Herrn Dr. Franz-Peter Gillig, danke ich für die herausragende Betreuung. 
 
Gewidmet ist dieses Buch meinen Eltern. 
 
Robert Frau 
Frankfurt (Oder), im Januar 2015
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